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Demographischer
Wandel und lang-
fristige Tragf�higkeit
der Staatsfinanzen
in Deutschland

Deutschland steht aufgrund demogra-

phischer Ver�nderungen vor großen

finanzpolitischen Herausforderungen.

So ist abzusehen, dass sich ohne weitere

Reformen oder Verhaltens�nderungen

die Finanzierungsbasis der Staatsfinan-

zen deutlich schw�cher entwickeln wird

als die altersabh�ngigen Aufwendun-

gen. Gem�ß neueren Berechnungen f�r

die EU-Mitgliedstaaten k�nnten die

diesbez�glichen Ausgaben in Deutsch-

land bis 2060 im Verh�ltnis zum Brutto-

inlandsprodukt um etwa f�nf Prozent-

punkte zunehmen. Dies w�rde unter an-

derem einen Anstieg der Sozialbeitrags-

s�tze von derzeit knapp 40% auf insge-

samt fast 50% erforderlich machen.

Die �ffentlichen Finanzen werden pers-

pektivisch sowohl von den Auswirkun-

gen des derzeitigen drastischen Schul-

denanstiegs als auch des demogra-

phischen Wandels belastet. Es besteht

daher weiterhin Anpassungsbedarf,

wohingegen die R�cknahme bereits

beschlossener Reformen die Probleme

vergr�ßern w�rde. Besondere Bedeu-

tung kommt einer Erh�hung und Ver-

l�ngerung der Erwerbsbeteiligung der

�lteren zu. Stark steigende Belastungen

k�nftiger Generationen k�nnen außer-

dem dadurch abgemildert werden, dass

Anpassungen auf die n�here Zukunft

vorverlagert werden. Hierzu tr�gt nicht

zuletzt eine zeitnahe Konsolidierung

der Staatsfinanzen bei, sobald sich die

gesamtwirtschaftliche Entwicklung sta-

bilisiert hat.
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Demographie und Staatsfinanzen

Infolge der absehbaren demographischen

Ver�nderungen wird sich bei unver�ndertem

Renteneintrittsalter die Zahl der wirtschaft-

lich Aktiven und deren Verh�ltnis zu den

nicht mehr Aktiven deutlich verringern. Die

Wertsch�pfung je Einwohner wird sich da-

durch erheblich schw�cher entwickeln als die

Wertsch�pfung je Erwerbst�tigen, und die

Wohlstandszuw�chse gemessen am Brutto-

inlandsprodukt (BIP) je Einwohner werden

sp�rbar ged�mpft. Da einerseits die Personen

im Erwerbsalter den Großteil der Finanzie-

rungslast des Staates durch Steuern und

Sozialabgaben tragen und andererseits Per-

sonen im Rentenalter im Regelfall Netto-

empf�nger staatlicher Leistungen sind, wer-

den die Staatsfinanzen zunehmend unter

Druck geraten und sind ohne Anpassungen

nicht tragf�hig.

Die �ffentlichen Finanzen sind dann als trag-

f�hig zu bezeichnen, wenn die k�nftigen

Ausgaben (einschl. Zinsen) durch Einnahmen

gedeckt sind. Dies schließt eine Verschuldung

des Staates nicht aus, solange die Finanzie-

rung des Schuldendienstes langfristig ge-

sichert ist. Mit der Entscheidung f�r eine

Finanzierung aus laufenden Einnahmen oder

durch Verschuldung wird aber – ohne ent-

sprechenden Ausgleich auf privater Ebene –

insbesondere die Lastverteilung zwischen

den Generationen beeinflusst. Praktisch las-

sen sich Tragf�higkeitsl�cken als Indikatoren

f�r die Nachhaltigkeit berechnen, die ange-

ben, um wie viele Prozentpunkte die Abga-

benquote unmittelbar und permanent erh�ht

beziehungsweise die Ausgabenquote anhal-

tend gegen�ber der Basislinie vermindert

werden m�sste, um die erwarteten k�nftigen

Mehrbelastungen auszugleichen. Dabei wer-

den aber in der Regel gesamtwirtschaftliche

R�ckwirkungen ausgeblendet. Solche Be-

rechnungen f�r lange Zeitr�ume sind daher

stets in besonderem Maße von den zugrunde

liegenden Annahmen abh�ngig und insofern

in ihren Aussagen eingeschr�nkt.1) Zwar hat

der Staat neben einer Verminderung der Aus-

gaben grunds�tzlich die M�glichkeit, Finan-

zierungsl�cken durch Erh�hung der Steuern

und Sozialversicherungsbeitr�ge zu schlie-

ßen. Dabei sind jedoch nicht zuletzt �kono-

mische Folgewirkungen zu beachten. So be-

hindert eine steigende Abgabenlast die wirt-

schaftlichen Aktivit�ten zunehmend, und vor

dem Hintergrund erh�hter internationaler

Mobilit�t droht dann die Abwanderung so-

wohl von Kapital als auch von Erwerbs-

t�tigen.

Entwicklung der altersabh�ngigen

Staatsausgaben in den Projektionen

der „Ageing Working Group“ (AWG)

Im Jahr 2001 betonte der Europ�ische Rat

(Stockholm) die Notwendigkeit, sich regel-

m�ßig mit den langfristigen Perspektiven der

�ffentlichen Finanzen und insbesondere den

Belastungen aufgrund der demographischen

Entwicklung zu befassen. Mit der Einberu-

fung der AWG, die sich neben Mitarbeitern

1 Vgl.: European Commission, The long-term sustainabil-
ity of public finances in the European Union, European
Economy 4/2006, sowie Deutsche Bundesbank, Zur lang-
fristigen Tragf�higkeit der �ffentlichen Haushalte – eine
Analyse anhand der Generationenbilanzierung, Monats-
bericht, Dezember 2001, S. 29–44.

Demographi-
sche Entwick-
lung erschwert
Finanzierung
der �ffentlichen
Haushalte

Finanz-
politischer
Anpassungs-
bedarf zur
Gew�hrleistung
der Trag-
f�higkeit

Neuer Bericht
zur Entwicklung
der alters-
abh�ngigen
Ausgaben
vorgelegt
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Altersabh�ngige Staatsausgaben, 2007 bis 2060

(Referenzszenarien)

Alterssicherung Gesundheit Pflege Arbeitslosigkeit Bildung Insgesamt

2007
2007 bis
2060 2007

2007 bis
2060 2007

2007 bis
2060 2007

2007 bis
2060 2007

2007 bis
2060 2007

2007 bis
2060

Land
in % des
BIP

Ver�nde-
rung in
Prozent-
punkten

in % des
BIP

Ver�nde-
rung in
Prozent-
punkten

in % des
BIP

Ver�nde-
rung in
Prozent-
punkten

in % des
BIP

Ver�nde-
rung in
Prozent-
punkten

in % des
BIP

Ver�nde-
rung in
Prozent-
punkten

in % des
BIP

Ver�n-
derung
in Pro-
zent-
punkten

BE 10,0 4,8 7,6 1,2 1,5 1,4 1,9 – 0,4 5,5 0,0 26,5 6,9

BG 8,3 3,0 4,7 0,7 0,2 0,2 0,1 0,0 3,3 – 0,2 16,6 3,7

CZ 7,8 3,3 6,2 2,2 0,2 0,4 0,1 0,0 3,5 – 0,3 17,9 5,5

DK 9,1 0,1 5,9 1,0 1,7 1,5 1,0 – 0,2 7,1 0,2 24,8 2,6

DE 10,4 2,3 7,4 1,8 0,9 1,4 0,9 – 0,3 3,9 – 0,4 23,6 4,8

EE 5,6 – 0,7 4,9 1,2 0,1 0,1 0,1 0,0 3,7 – 0,2 14,3 0,4

IE 5,2 6,1 5,8 1,8 0,8 1,3 0,8 0,1 4,5 – 0,3 17,2 8,9

EL 11,7 12,4 5,0 1,4 1,4 2,2 0,3 – 0,1 3,7 0,0 22,1 15,9

ES 8,4 6,7 5,5 1,6 0,5 0,9 1,3 – 0,4 3,5 0,1 19,3 9,0

FR 13,0 1,0 8,1 1,2 1,4 0,8 1,2 – 0,3 4,7 0,0 28,4 2,7

IT 14,0 – 0,4 5,9 1,1 1,7 1,3 0,4 0,0 4,1 – 0,3 26,0 1,6

CY 6,3 11,4 2,7 0,6 0,0 0,0 0,3 – 0,1 6,1 – 1,2 15,4 10,8

LV 5,4 – 0,4 3,5 0,6 0,4 0,5 0,2 0,0 3,7 – 0,3 13,2 0,4

LT 6,8 4,6 4,5 1,1 0,5 0,6 0,1 0,0 4,0 – 0,9 15,8 5,4

LU 8,7 15,2 5,8 1,2 1,4 2,0 0,4 0,0 3,8 – 0,5 20,0 18,0

HU 10,9 3,0 5,8 1,3 0,3 0,4 0,3 – 0,1 4,4 – 0,4 21,6 4,1

MT 7,2 6,2 4,7 3,3 1,0 1,6 0,4 0,0 5,0 – 1,0 18,2 10,2

NL 6,6 4,0 4,8 1,0 3,4 4,7 1,1 – 0,1 4,6 – 0,2 20,5 9,4

AT 12,8 0,9 6,5 1,5 1,3 1,2 0,7 0,0 4,8 – 0,5 26,0 3,1

PL 11,6 – 2,8 4,0 1,0 0,4 0,7 0,1 – 0,1 4,4 – 1,2 20,5 – 2,4

PT 11,4 2,1 7,2 1,9 0,1 0,1 1,2 – 0,4 4,6 – 0,3 24,5 3,4

RO 6,6 9,2 3,5 1,4 0,0 0,0 0,2 0,0 2,8 – 0,5 13,1 10,1

SI 9,9 8,8 6,6 1,9 1,1 1,8 0,2 0,0 5,1 0,4 22,9 12,8

SK 6,8 3,4 5,0 2,3 0,2 0,4 0,1 – 0,1 3,1 – 0,8 15,2 5,2

FI 10,0 3,3 5,5 1,0 1,8 2,6 1,2 – 0,2 5,7 – 0,3 24,2 6,3

SE 9,5 – 0,1 7,2 0,8 3,5 2,3 0,9 – 0,1 6,0 – 0,3 27,2 2,6

UK 6,6 2,7 7,5 1,9 0,8 0,5 0,2 0,0 3,8 – 0,1 18,9 5,1

EU 27 10,2 2,4 6,7 1,5 1,2 1,1 0,8 – 0,2 4,3 – 0,2 23,1 4,7

EA 16 11,1 2,8 6,7 1,4 1,3 1,4 1,0 – 0,2 4,2 – 0,2 24,3 5,2

Quelle: European Commission (DG ECFIN) and the Economic Po-
licy Committee (AWG), The 2009 Ageing Report: Economic and

budgetary projections for the EU-27 Member States (2008–
2060), European Economy 2/2009.

Deutsche Bundesbank
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internationaler Institutionen insbesondere

aus Vertretern der nationalen Finanz- und

Sozialministerien zusammensetzt, wurde

dieser Aufgabe nachgekommen. Die AWG

hat im April 2009 neue, bis zum Jahr 2060

reichende Vorausberechnungen zu den al-

tersabh�ngigen staatlichen Ausgabenent-

wicklungen in den Mitgliedstaaten der EU

vorgelegt auf die im Folgenden zur�ckge-

griffen wird (vgl. auch Tabelle auf S. 33).2)

Unter den f�nf betrachteten Ausgabenberei-

chen ist demnach in der Alterssicherung so-

wie der Kranken- und der Pflegeversiche-

rung gemessen an der Zunahme des BIP mit

�berproportionalem Ausgabenwachstum zu

rechnen. Eine gewisse Kompensation wird in

den Bereichen Bildung und Arbeitsmarkt er-

wartet.

Nicht explizit ber�cksichtigt wurden die

Auswirkungen der Bev�lkerungsalterung auf

die staatlichen Einnahmen. Wird die Ein-

nahmenquote als konstant angenommen,

zeigt sich das langfristige Finanzierungs-

problem daher vollst�ndig im Anstieg der

Ausgabenquote. Damit wurde beispielsweise

auf eine Gegenrechnung der staatlichen

Mehreinnahmen in Form von Steuern und

Sozialbeitr�gen, die beim Bezug staatlicher

Einkommensleistungen zu entrichten sind,

aber auch auf eine Ber�cksichtigung von

Mindereinnahmen aufgrund der – in

Deutschland zuletzt nochmals deutlich aus-

geweiteten – Abzugsf�higkeit von Versiche-

rungsbeitr�gen im Rahmen der Einkom-

mensbesteuerung verzichtet.

Die Vorausberechnungen der AWG gehen

davon aus, dass sich der Altenquotient (hier:

Relation der Zahl von Personen �ber 64 Jahre

zu der von Personen im unterstellten Er-

werbsalter von 15 bis 64 Jahren) in Deutsch-

land bis zum Jahr 2060 auf knapp 60% ver-

Altersabhängige Ausgaben 
für Deutschland

Quelle: The 2009 Ageing Report.

Deutsche Bundesbank
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2 Vgl.: European Commission (DG ECFIN) and the Econom-
ic Policy Committee (AWG), The 2009 Ageing Report:
Economic and budgetary projections for the EU-27 Mem-
ber States (2008–2060), European Economy 2/2009.

Einnahmen-
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nicht explizit
ber�cksichtigt

Deutlicher
R�ckgang der
Erwerbs-
bev�lkerung in
Deutschland
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doppelt.3) Die Erwerbsbeteiligung insbeson-

dere der Frauen und der �lteren Personen soll

im Betrachtungszeitraum steigen und die

Arbeitslosigkeit sinken. So wird bis 2060 ein

R�ckgang der Personen im Erwerbsalter um

28 1�2 % (– 15 1�2 Millionen) angenommen,

w�hrend die Zahl der Erwerbspersonen mit

knapp 25 1�2 % (– 10 1�2 Millionen) und die

der Besch�ftigten mit 23 1�2 % (– 9 Millionen)

weniger stark zur�ckgehen sollen.

F�r die altersabh�ngigen Ausgaben wird in

Deutschland bis 2060 – wie im EU-Durch-

schnitt – ein Anstieg um fast f�nf Prozent-

punkte auf dann 28 1�2 % des BIP ausgewie-

sen. Umgerechnet auf den Gesamtbeitrags-

satz der Sozialversicherungen w�re damit

ohne politische Gegenmaßnahmen ein all-

m�hlicher Anstieg von heute knapp 40% auf

fast 50% bis 2060 verbunden – zuz�glich

Steuererh�hungen zur Finanzierung der ver-

schiedenen Bundeszusch�sse. Um diese zu-

s�tzliche alterungsbedingte Belastung zu ver-

meiden, w�re – unter der Annahme, dass die

Ausgabenquote nach 2060 auf dem dann er-

reichten Niveau stabil bleibt – eine unmittel-

bare und anhaltende Verringerung der Pri-

m�rdefizitquote um gut drei Prozentpunkte

notwendig.4)

Da Prognosen �ber einen so langen Zeitraum

sehr unsicher sind, wurden verschiedene Sze-

narien f�r die Ausgabenentwicklung berech-

net. Danach w�rde die Ausgabenquote im

g�nstigsten Fall allerdings nur wenig schw�-

cher (+ 4 1�2 Prozentpunkte), im ung�nstigsten

Fall, f�r den zur Bebilderung eine Variante

ohne Netto-Zuwanderung5) unterstellt wurde,

aber deutlich st�rker (+ 8 1�2 Prozentpunkte)

steigen.

Alterssicherung

Zur staatlichen Alterssicherung werden in

Deutschland die allgemeine gesetzliche Ren-

tenversicherung und die Beamtenversorgung

gez�hlt. Im Ausgangsjahr 2007 wurden f�r

diese Bereiche 10 1�2 % des BIP aufgewendet,

und bis 2060 wird im Referenzszenario der

AWG ein Anstieg um 2 1�2 Prozentpunkte aus-

gewiesen.6) Umgerechnet w�re es damit

nach dem heute geltenden Rechtsstand er-

forderlich, dass der Beitragssatz der gesetz-

lichen Rentenversicherung von derzeit

3 Als einheitliche Bev�lkerungsvorausberechnung wurde
die Eurostat-Projektion vom April 2008 (EUROPOP2008)
zugrunde gelegt. F�r Deutschland wird darin mit einem
Anstieg der ferneren Lebenserwartung 65-j�hriger Frauen
von heute 20,2 auf 25,1 Jahre bis 2060 gerechnet. F�r
M�nner ist ein Anstieg von 16,9 auf 22,0 Jahre unter-
stellt. Im Durchschnitt soll diese Lebenserwartung – mit
sich leicht abschw�chender Tendenz – um gut einen
Monat pro Jahr steigen. Die Ergebnisse stimmen weitge-
hend mit der mittleren Variante (1-W2) der 11. koordi-
nierten Bev�lkerungsvorausberechnungen des Statisti-
schen Bundesamtes f�r Deutschland aus dem Jahr 2006
�berein.
4 Mit einer unmittelbaren Verringerung der Prim�rdefizit-
quote um drei Prozentpunkte w�rden zun�chst Einspa-
rungen generiert, die unter Ber�cksichtigung des Zinses-
zinseffektes ausreichen w�rden, um den Anstieg der Aus-
gabenquote um schließlich f�nf Prozentpunkte dauerhaft
auszugleichen.
5 Die Netto-Zuwanderung nach Deutschland belief sich im
Durchschnitt der Jahre 1998 bis 2007 auf 128 000 Perso-
nen pro Jahr. F�r die Vorausberechnung wurde grunds�tz-
lich ein positiver Migrationssaldo von durchschnittlich rd.
160 000 Personen pro Jahr angesetzt. Im j�ngsten Trag-
f�higkeitsbericht der Bundesregierung (2008) wurden zwei
Varianten mit einer Netto-Zuwanderung von 100 000
bzw. 200 000 Personen pro Jahr berechnet. Im letzten
Rentenversicherungsbericht der Bundesregierung (2008)
wurde bis zum Endjahr des Berichts im Jahr 2022 eine j�hr-
liche Zuwanderung von 200 000 Personen unterstellt.
6 Allerdings kommt es in den n�chsten Jahren den Be-
rechnungen zufolge noch zu einem vor�bergehenden
leichten R�ckgang der Ausgabenquote, der durch die
zwischenzeitlich noch vergleichsweise g�nstige demogra-
phische Entwicklung und dar�ber hinaus dadurch be-
dingt ist, dass die volle Wirkung der D�mpfungsfaktoren
in der Rentenanpassungsformel unterstellt wurde.

Starker Anstieg
der alters-
abh�ngigen
Ausgaben
prognostiziert

Große
Spannbreite der
Ergebnisse zu
beachten

Deutlicher
Anstieg der
Ausgaben f�r
die Alters-
sicherung
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Deutsche Bundesbank

Zu den Vorausberechnungen der altersabhängigen Ausgaben im Euro-Raum

Die Vorausberechnungen der AWG weisen in den mittleren Sze-
narien für die EU bis 2060 einen Anstieg der altersabhängigen 
Staatsausgaben in Relation zum BIP um gut 4 ½ Prozentpunkte 
(PP) aus. Für den Euro-Raum (EA) beläuft sich der Anstieg auf gut 
5 PP. Der ungewogene Durchschnitt der Euro-Länder liegt mit 
gut 8 PP allerdings deutlich darüber, weil vor allem für zahlreiche 
kleinere Mitgliedstaaten hohe Zuwächse ausgewiesen werden. 
Deutschland liegt in diesem Vergleich mit knapp +5 PP eher im 
unteren Mittelfeld.

Demographie

Entscheidend für die zunehmende Belastung der öffentlichen 
Haushalte sind die demographischen Veränderungen. Ebenso wie 
für den Durchschnitt des Euro-Raums wird auch für Deutschland 
bis 2060 eine Verdopplung des Verhältnisses der über 64-Jährigen 
zu den 15- bis 64-Jährigen unterstellt. Auf zehn Personen im Ruhe-
standsalter würden dann nur noch 17 Personen im Erwerbsalter 
kommen (derzeit noch 33 Personen). Die gravierendsten Verän-
derungen dürften sich in der Slowakei mit einer Vervierfachung 
des Altenquotienten ergeben. Günstiger schneidet Frankreich 
insbesondere aufgrund seiner höheren Geburtenziffer von knapp 
zwei Kindern je Frau ab. In Deutschland liegt der Wert bei knapp 
1,4 und soll bis 2060 auf gut 1,5 ansteigen. Im Durchschnitt des 
Euro-Raums wird ein Anstieg der Geburtenziffer von derzeit gut 
1,5 bis 2060 auf gut 1,6 erwartet. Für die Lebenserwartung wird 
ein kontinuierlicher, beinahe linearer Anstieg unterstellt, wobei 
die Länder mit niedrigeren Ausgangswerten allmählich zu den 
übrigen aufschließen. Mit einer ferneren Lebenserwartung der 
65-Jährigen von 22 Jahren (Männer) beziehungsweise 25,1 Jah-
ren (Frauen) liegen die für 2060 unterstellten Werte für Deutsch-
land nur geringfügig über dem Durchschnitt des Euro-Raums. 
Hinsichtlich der Migration wird für den Euro-Raum eine jährliche 
Netto-Zuwanderung von durchschnittlich 0,25% der Bevölkerung 
(Deutschland: 0,2%) unterstellt.

Erwerbsbeteiligung

Für die wirtschaftliche und fi nanzpolitische Entwicklung kommt es 
nicht auf das zahlenmäßige Verhältnis bestimmter Altersgruppen 
zueinander an, sondern letztlich auf die Relation der wirtschaft-
lich Aktiven zu den nicht mehr Erwerbstätigen. Diese kann sich 
anders als der Altenquotient entwickeln, wenn sich die Erwerbs-
beteiligung verändert. Für den Euro-Raum wird ein Anstieg der 
Erwerbsbeteiligung (von 71% auf 74 ½%) unterstellt, der bei den 
Frauen (von 63% auf 69 ½%) und der Altersgruppe der 55- bis 
64-Jährigen (von 45 ½% auf 63%) besonders kräftig ausfällt. Für 

Quelle: European Commission (DG ECFIN) and the Economic Policy 
Committee (AWG); The 2009 Ageing Report: Economic and budge-
tary projections for the EU-27 Member States (2008 – 2060), European 

Economy 2/2009. — 1 Ungewogener Durchschnitt des Euro-Raums. — 
2 BIP-gewichteter Durchschnitt des Euro-Raums.
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Deutschland wird insgesamt mit 3 ½ PP nur eine durchschnittliche 
Zunahme der Erwerbsbeteiligung angenommen, die allerdings vor 
dem Hintergrund des bereits hohen Ausgangsniveaus von 76% 
zu sehen ist. Sollten diese Zuwächse nicht realisiert werden, fi ele 
das BIP niedriger und die Ausgabenquote – nur leicht gedämpft 
durch weniger stark steigende Rentenansprüche – höher aus.
Die Arbeitslosenquoten sollen bis 2020 auf niedrige strukturelle 
Niveaus sinken und werden für die Folgejahre konstant gesetzt. 
In Deutschland liegt der Wert dabei leicht über dem Durchschnitt 
des Euro-Raums. Insgesamt soll sich die Relation der tatsächlich 
inaktiven über 64-Jährigen zu den tatsächlich aktiven 15- bis 64-
Jährigen weniger stark erhöhen als der Altenquotient. Für den 
Euro-Raum wird ein Anstieg dieses Verhältnisses um 34 PP auf 
73% erwartet. In Deutschland ist der Anstieg mit 32 PP auf eben-
falls 73% etwas geringer.

Arbeitsproduktivität

Hinsichtlich der Arbeitsproduktivität wird angenommen, dass ihr 
Wachstum im Euro-Raum wie auch in der gesamten EU bis 2060 
auf einheitlich 1,7% konvergiert. Für Deutschland ist bis 2020 ein 
leichter Anstieg vom Startwert 1,5% aus unterstellt. Insbesondere 
für die neuen Mitgliedstaaten wird ein wirtschaftlicher Aufhol-
prozess mit deutlich höheren Wachstumsraten in den nächsten 
zwei Jahrzehnten unterstellt.

Berechnungsergebnisse im Einzelnen

Der größte Ausgabendruck geht im Euro-Raum von den Alters-
sicherungsausgaben aus. Mit einem Anstieg der Quote um knapp 
3 PP sind sie per Saldo für mehr als die Hälfte der künftigen fi s-
kalischen Mehrbelastungen verantwortlich. Die Ausgabenquoten 

für die Gesundheits- und Pfl egeleistungen steigen bis 2060 um 
jeweils knapp 1 ½ PP. Die Entlastungen im Bildungsbereich und bei 
den Leistungen der Arbeitslosenversicherung halten sich in engen 
Grenzen.

Die Spannweite der Ergebnisse ist beachtlich. Während der 
Anstieg der Ausgabenquote für Griechenland auf 16 PP und für 
Luxemburg sogar auf 18 PP beziffert wird, würde er nach den 
AWG-Berechnungen in Italien unter 2 PP und in Frankreich unter 
3 PP bleiben. Während Frankreich aufgrund seiner hohen Gebur-
tenrate die Finanzierungsgrundlage der Sozialsysteme vergleichs-
weise stabil halten kann, wirkt in Italien – neben dem angenom-
menen starken Anstieg der Erwerbsbeteiligung – entlastend, dass 
die Rentenversicherung auf ein System umgestellt werden soll, 
in dem sich die Leistungen unter Berücksichtigung der Lebens-
erwartung an den zuvor gezahlten Beiträgen orientieren. Auch 
in Deutschland wird die Umsetzung der Rentenreformen der ver-
gangenen Jahre den Ausgabenanstieg begrenzen.

Beim Vergleich verschiedener Szenarien wird der niedrigste 
Zuwachs der Ausgabenquoten entweder bei einem stärkeren Pro-
duktivitätswachstum oder einer höheren Beschäftigung erzielt. 
Am ungünstigsten sind die Szenarien ohne jegliche Netto-Zuwan-
derung. Hier wurden gravierende Mehrbelastungen ermittelt, die 
in den Ländern am schwächsten ausfallen, die von vornherein per 
Saldo mit vergleichsweise wenig Immigration rechnen (wie die 
Niederlande, die Slowakei und Frankreich).

Insgesamt liefern die Ergebnisse der AWG wichtige Orientierungs-
hilfen für eine langfristig ausgerichtete Reformpolitik, die auch 
das Verhalten der beteiligten Akteure beeinfl ussen kann.

Spannweite für die Veränderung der 
Ausgabenquoten
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19,9% bis 2060 auf rund 24% steigt. Hinzu

kommen steigende Versorgungsausgaben f�r

die Beamten, wobei die Vorausberechnungen

auf dem geltenden Recht basieren und des-

halb die beabsichtigte wirkungsgleiche �ber-

tragung des Nachhaltigkeitsfaktors in der

Rentenversicherung noch nicht ber�cksich-

tigen. Eine Konkretisierung im Versorgungs-

recht steht noch aus.

Die treibende Kraft f�r den Anstieg der Aus-

gabenquote �ber den gesamten Betrach-

tungszeitraum ist die Zunahme der �ber

65-J�hrigen in Relation zu den Personen im

Erwerbsalter. Quotend�mpfend wirken soll

dagegen, dass die Betroffenen zunehmend

sp�ter in Rente gehen, das Verh�ltnis von

Durchschnittsrente zu durchschnittlichem Ar-

beitsentgelt sinkt und die Erwerbsbeteiligung

steigt. Hierzu tragen sowohl die schrittweise

Anhebung des gesetzlichen Rentenalters von

65 auf 67 Jahre als auch die Anpassungs-

regeln bei, die �ber die „Riester-Treppe“ und

den Nachhaltigkeitsfaktor daf�r sorgen sol-

len, dass die Renten langsamer steigen als die

Arbeitsentgelte. Die geringe Spannbreite der

Ergebnisse f�r alternative Szenarien deutet

darauf hin, dass die Berechnungen recht

robust sind. Allerdings w�rde beispielsweise

ohne Netto-Zuwanderung die Ausgaben-

quote nicht um 2 1�2 Prozentpunkte, sondern

um gut vier Prozentpunkte ansteigen.

Gesundheitsversorgung

Im Vergleich zur Alterssicherung sind Vorausbe-

rechnungen f�r die staatliche Gesundheits-

versorgung (und auch f�r die Pflegedienst-

leistungen) von wesentlich mehr Einflussgr�-

ßen abh�ngig. Zus�tzlich zu Altersstruktur

und Erwerbsbeteiligung kommt es hier auf

die Gesundheitsentwicklung, den Umfang

der zu finanzierenden Gesundheitsleistungen

(unter Ber�cksichtigung m�glicher Eigenbe-

teiligungen), deren tats�chliche Inanspruch-

nahme sowie die Preisentwicklung in diesem

Bereich an. Entsprechend gr�ßer ist die Spann-

weite der denkbaren Szenarien.

Zu den wichtigsten Einflussfaktoren geh�ren

die Altersstruktur der potenziellen Nachfrager

staatlicher Gesundheitsleistungen sowie deren

Gesundheitszustand. Weitgehend ungekl�rt

ist dabei, wie stark sich die verschiedenen

und zum Teil gegenl�ufigen Einfl�sse tats�ch-

lich auswirken. Dass k�nftig immer weniger

J�ngere (zumindest relativ) immer mehr �lte-

ren gegen�berstehen und f�r Letztere die

Kosten im Gesundheitswesen h�her sind,

treibt f�r sich genommen die Ausgaben. Dem

wirkt jedoch entgegen, dass die Altersprofile

f�r die Gesundheitsausgaben vermutlich

nicht konstant bleiben werden. So d�rften

beispielsweise heutige 65-J�hrige durch-

schnittlich weniger Gesundheitsprobleme als

65-J�hrige vor 50 Jahren haben.7) Ausgaben-

treibend ist wiederum, dass Gesundheitsleis-

tungen mit zunehmendem Einkommen �ber-

proportional nachgefragt werden. �ber die

daraus resultierenden Konsequenzen f�r die

staatlichen Gesundheitsausgaben ist letztlich

politisch zu entscheiden. Schließlich h�ngen

die staatlichen Gesundheitsausgaben auch

7 Vgl.: Sachverst�ndigenrat zur Begutachtung der Ent-
wicklung im Gesundheitswesen, Koordination und Integ-
ration – Gesundheitsversorgung in einer Gesellschaft des
l�ngeren Lebens, Sondergutachten 2009, S. 108 ff., sowie
C. Safiliou-Rothschild, Are Older People Responsible
for High Healthcare Costs?, in: CESifo Forum 1/2009,
S. 57–64.
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von der Aufnahme medizinisch-technologi-

scher Neuerungen in den Leistungskatalog

sowie von m�glichen Regulierungen des Ge-

sundheitsmarktes – und somit ebenfalls maß-

geblich von k�nftigen politischen Entschei-

dungen – ab.8)

Um der hohen Unsicherheit Rechnung zu

tragen, hat die AWG verschiedene Szenarien

kalkuliert. Im Referenzszenario steigen die

staatlichen Gesundheitsausgaben in Deutsch-

land von derzeit 7 1�2 % des BIP bis 2060 auf

gut 9%. Bezogen auf den Beitragssatz zur

gesetzlichen Krankenversicherung entspricht

dies einem Anstieg von derzeit etwa 15%

auf rund 18%. Diese Variante unterstellt

einerseits, dass die durchschnittlichen Ge-

sundheitsausgaben zun�chst �berproportio-

nal zum Einkommen zunehmen,9) und ande-

rerseits, dass die H�lfte der durch die stei-

gende Lebenserwartung gewonnenen Jahre

bei guter Gesundheit verbracht wird. Mit

einem st�rkeren Anstieg der Aufwendungen

auf gut 10% des BIP w�re dann zu rechnen,

wenn die Ausgaben nicht in Abh�ngigkeit

vom BIP je Einwohner, sondern vom deutlich

schneller wachsenden BIP je Erwerbst�tigen

zunehmen w�rden. Diese Variante k�nnte in-

sofern realistisch sein, als der Gesundheitsbe-

reich vergleichsweise personalintensiv ist und

kostensparende Effizienzpotenziale nicht leicht

zu erzielen sein werden. Noch ung�nstigere

Szenarien erg�ben sich, wenn zus�tzlich ein

kostentreibender medizinisch-technischer Fort-

schritt unterstellt w�rde.10) Im g�nstigsten

berechneten Fall w�rden s�mtliche hinzuge-

wonnenen Lebensjahre bei guter Gesundheit

verbracht. In diesem Fall stiege die Ausga-

benquote aber immer noch auf ann�hernd

8 1�2 %.

Pflegedienstleistungen

Die Ausgaben f�r Pflegeleistungen sind noch

st�rker als im Gesundheitsbereich auf das

h�here Alter konzentriert. Von zentraler Be-

deutung ist hier die altersspezifische Pflege-

bed�rftigkeit. Bliebe sie konstant, w�rde der

demographische Wandel vollst�ndig auf die

Pflegeausgaben durchwirken. Tritt die Pflege-

bed�rftigkeit aber erst mit zunehmend h�he-

rem Alter ein, so steigen die Ausgaben deut-

lich langsamer. Weiterhin ist es von Bedeu-

tung, inwieweit Pflege k�nftig von Familien-

angeh�rigen erbracht oder eher in f�r die

Sozialversicherung mit h�heren Kosten ver-

bundenen Pflegeheimen geleistet wird. Die

erwartete �nderung der Familienstrukturen

und die unterstellte h�here Erwerbsbeteili-

gung k�nnten dazu f�hren, dass der Anteil

der Pflegebed�rftigen, die durch Familienan-

geh�rige versorgt werden, zur�ckgeht. F�r

Deutschland wird im Referenzszenario11) ein

Anstieg der staatlichen Pflegeausgaben von

anf�nglich knapp 1% des BIP auf 2 1�2 % aus-

gewiesen. Umgerechnet entspricht dies

8 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Finanzielle Entwick-
lung und Perspektiven der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, Monatsbericht, Juli 2004, S. 15–32.
9 Anfangs betr�gt die Einkommenselastizit�t 1,1. Bis
2050 sinkt sie auf 1,0, d.h., der Ausgabenzuwachs ist
nur noch proportional zum Einkommen.
10 Vgl.: J. Oliveira Martins und C. de la Maisonneuve,
The Drivers of Public Expenditures on Health and Long-
Term Care: An Integrated Approach, in: OECD Economic
Studies, No 43, 2006/2, S. 121 f.
11 Im Referenzszenario wird angenommen, dass etwa
die H�lfte der durch die steigende Lebenserwartung ge-
wonnenen Jahre bei guter Gesundheit, d.h. ohne Pflege-
bed�rftigkeit, verbracht wird. F�r die Geldleistungen wird
ein Anstieg entsprechend dem BIP je Einwohner, f�r die
Pflegesachleistungen dagegen ein st�rkerer Zuwachs ent-
sprechend dem BIP je Erwerbst�tigen unterstellt.
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einem Anstieg des Beitragssatzes von derzeit

knapp 2% auf etwa 4 1�2 % (jeweils ohne den

Zusatzbeitrag von Kinderlosen).

Die Berechnungen zu den Pflegeausgaben

reagieren besonders sensibel auf Variationen

in der Dynamik der Pfleges�tze. Werden diese

nicht mit dem BIP je Einwohner oder je Er-

werbst�tigen, sondern – entsprechend der

aktuellen Rechtslage in Deutschland – in der

Regel h�chstens mit der Inflationsrate ange-

passt, so w�rde sich in den AWG-Berechnun-

gen eine nahezu konstante Ausgabenquote

ergeben. Damit ließen sich im besonders per-

sonalintensiven Pflegebereich allerdings nur

dann reale Entgeltsteigerungen finanzieren,

wenn betr�chtliche Rationalisierungspoten-

ziale realisiert w�rden. Andernfalls w�rde eine

weniger stark steigende Ausgabenquote be-

deuten, dass die gew�hrten Pfleges�tze lang-

samer als die Einkommen wachsen und real

an Wert verlieren. Ein zunehmend gr�ßerer

Teil der Pflegekosten w�re damit privat oder

durch die hier nicht ber�cksichtigte bed�rftig-

keitsabh�ngige Grundsicherung zu tragen.

Bildung

Die AWG prognostiziert f�r Deutschland im

Referenzszenario bis 2060 einen R�ckgang

der �ffentlichen Bildungsausgaben um knapp

einen halben Prozentpunkt auf 3 1�2 % des BIP.

Im Rahmen eines Alternativszenarios wird der

Effekt eines Anstiegs des Lehrer-Sch�ler-

Verh�ltnisses um 20% bis 2020 berechnet.

Dies ist insofern naheliegend, als bei sinken-

den Sch�lerzahlen nicht immer automatisch

mit einer entsprechenden Anpassung der Bil-

dungsausgaben zu rechnen ist, zumal eine

bessere Betreuung politisch gew�nscht sein

kann. Dabei wird deutlich, dass die Erh�hung

des Betreuungsverh�ltnisses recht stark aus-

gabensteigernd wirkt und die Bildungsaus-

gaben in diesem Fall um einen halben Pro-

zentpunkt h�her ausfallen.

Arbeitslosigkeit

Basierend auf den Annahmen zur Arbeits-

marktentwicklung, die auch den Berechnun-

gen f�r die �brigen Bereiche zugrunde liegen,

projiziert die AWG schließlich noch die

arbeitsmarktbedingten Ausgaben, soweit

diese in der Arbeitslosenversicherung anfallen

(Arbeitslosengeld I). Dazu wird angenommen,

dass das Leistungsniveau pro Empf�nger im

Verh�ltnis zum BIP pro Erwerbst�tigem kons-

tant bleibt und sich im �brigen die Arbeits-

marktausgaben im Verh�ltnis zum BIP ent-

sprechend dem unterstellten R�ckgang der

Arbeitslosenquote (von etwa 9% auf gut

6%) vermindern. Im Ergebnis wird eine Ab-

nahme der arbeitsmarktbedingten Ausgaben

im Verh�ltnis zum BIP um etwa ein Drittel

ausgewiesen (von knapp 1% auf gut 1�2 %).

Dabei werden das niedrigere Niveau der Ar-

beitslosenquote und die damit verbundene

Ausgabenentlastung bereits bis 2020 er-

reicht. Sollten sich die Annahmen zur Ent-

wicklung der strukturellen Arbeitslosenquote

als zu optimistisch erweisen, w�rden die Aus-

gaben ohne weitere Arbeitsmarktreformen

entsprechend h�her ausfallen.
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Demographische Entwicklung

und langfristige Tragf�higkeit der

�ffentlichen Haushalte

Die langfristige Tragf�higkeit der �ffentlichen

Finanzen h�ngt davon ab, ob die k�nftigen

staatlichen Einnahmen – ohne weitere Politik-

�nderungen – ausreichen, um die erwarteten

Ausgaben (einschl. Zinsen) zu decken. Wird

unterstellt, dass sich die staatlichen Einnah-

men und diejenigen Ausgaben, die als nicht

altersabh�ngig angesehen werden, propor-

tional zum BIP entwickeln, wird die staatliche

Defizitquote allein durch den von der AWG

prognostizierten Ausgabenanstieg und die

Zinsausgaben getrieben. Die gesamte fiskali-

sche Mehrbelastung w�rde somit kreditfinan-

ziert. F�r Deutschland erg�be sich danach im

Rahmen einer mechanistischen Fortschrei-

bung im Jahr 2040 eine staatliche Defizit-

quote von fast 6% und eine Schuldenquote

von nahezu 85%.12) Als Ausgangspunkt dient

dabei allerdings die vergleichsweise g�nstige

Lage der Staatsfinanzen im Jahr 2008, f�r das

die strukturelle Defizitquote auf 1,2% bezif-

fert wird und die Schuldenquote bei 65,9%

lag.13) W�rden als Startpunkt der Berechnun-

gen dagegen die nunmehr wesentlich un-

g�nstigeren Haushaltsperspektiven gew�hlt

und damit die zu erwartende drastische Ver-

schlechterung der strukturellen Haushaltslage

ber�cksichtigt, erg�ben sich erheblich h�here

Die Bedeutung der Finanz- und
Wirtschaftskrise f�r die langfristige
Tragf�higkeit

Die durch die aktuelle Finanz- und Wirtschafts-
krise beschleunigte gesamtwirtschaftliche Ab-
schw�chung hat die Ausgangsbasis f�r Vorausbe-
rechnungen deutlich verschlechtert. Dies konnte
in den detaillierten Projektionen der AWG be-
z�glich der alterungsbedingten Ausgaben nicht
mehr ber�cksichtigt werden. Um die diesbez�g-
lichen Effekte dennoch abzugreifen, wurden er-
g�nzend drei Szenarien betrachtet. In der g�ns-
tigsten Variante wird die aktuelle wirtschaftliche
Schrumpfung sehr rasch durch ein vor�berge-
hend ebenso deutlich �ber das Potenzial hinaus-
gehendes Wirtschaftswachstum vollst�ndig aus-
geglichen, sodass das BIP-Niveau des Referenz-
szenarios ohne Krise schon Anfang der 2020er
Jahre wieder erreicht wird („Rebound“-Szena-
rio). In einem mittleren Szenario w�rde das ur-
spr�nglich unterstellte BIP-Wachstum ab etwa
2022 wieder erreicht, die zwischenzeitliche
Wachstumsschw�che aber nicht wieder ausge-
glichen („Lost Decade“-Szenario). Das BIP-Niveau
w�re damit dauerhaft niedriger. In der ung�ns-
tigsten Variante ist schließlich das Potenzial-
wachstum dauerhaft niedriger, und die Abwei-
chung zum Referenzpfad nimmt immer weiter
zu („Permanent Shock“-Szenario).

F�r den Euro-Raum errechnet die AWG im un-
g�nstigsten Szenario einer permanenten Wachs-
tumsverlangsamung einen um fast zwei Prozent-
punkte st�rkeren Anstieg der Ausgabenquote. In
der EU insgesamt l�ge die Quote 2060 um gut
11�2 Prozentpunkte h�her. F�r Deutschland w�rde
sich allerdings lediglich eine um knapp einen hal-
ben Prozentpunkt h�here Ausgabenquote erge-
ben. Hierin schl�gt sich insbesondere die ver-
gleichsweise enge Ankn�pfung der Alterssiche-
rungs- und anderer Transferleistungen an die
Entwicklung der L�hne und Geh�lter sowie – bei
ann�hernd konstanter Lohnquote – auch des BIP
nieder. In Deutschland werden Bezieher staat-
licher Transferleistungen daher direkter als in
vielen anderen europ�ischen Staaten an einem
verlangsamten Einkommensanstieg beteiligt –
und spiegelbildlich an einer g�nstigeren Ent-
wicklung. Außerdem sind auch die Besch�ftigten
im Gesundheits-, Pflege- und Bildungsbereich
von den niedrigeren Einkommen betroffen. Ins-
gesamt ist die Wirkung einer Wachstumsab-
schw�chung auf die Ausgabenquote durch diese
Faktoren begrenzt, sofern ein niedrigerer Wachs-
tumspfad nicht auch eine dauerhaft geringere
Besch�ftigung zur Folge hat.

Deutsche Bundesbank

12 Dabei werden analog zum Bericht der AWG von
1,9% auf 1,0% abnehmende reale BIP-Wachstumsraten
und ein nominaler Zins von 5% zugrunde gelegt. Die
Entwicklung des nominalen Schuldenstandes ergibt sich
annahmegem�ß ausschließlich aus den zu finanzierenden
Defiziten. In dem zugrunde liegenden partialanalytischen
Rahmen sind gesamtwirtschaftliche R�ckwirkungen aus-
geblendet.
13 Vgl. Fr�hjahrsprognose 2009 der Europ�ischen Kom-
mission.
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Werte f�r die zuk�nftigen Defizit- und Schul-

denquoten.

Um die Wirkung der durch die Finanz- und

Wirtschaftskrise verursachten Wachstumsab-

schw�chung zu ber�cksichtigen, hat die AWG

beispielhaft weitere Berechnungen vorge-

nommen (vgl. die �bersicht auf S. 41). F�r

Deutschland w�rde sich danach aufgrund der

relativ strikten Lohnindexierung der gesetz-

lichen Renten und der großen Bedeutung der

Lohnkosten f�r die Dienstleistungen im Ge-

sundheits-, Pflege- und Bildungsbereich die

Quote der altersabh�ngigen Ausgaben nur

wenig erh�hen. Ein gr�ßerer Effekt w�rde sich

nur dann ergeben, wenn die Wachstumsab-

schw�chung auch mit dauerhaft niedrigeren

Besch�ftigungsniveaus verbunden w�re.

Bei aller Unsicherheit, mit denen solche lang-

fristigen und schematischen Berechnungen

verbunden sind, verdeutlichen sie doch, dass

erhebliche Konsolidierungsmaßnahmen erfor-

derlich sind, um die Staatsfinanzen nachhaltig

zu stabilisieren. Der erforderliche Umfang die-

ser Maßnahmen l�sst sich mit Hilfe von Trag-

f�higkeitsindikatoren absch�tzen. Aus theo-

retischer Sicht gut fundiert und im euro-

p�ischen Kontext gebr�uchlich ist der so-

genannte S2-Indikator.14) Er gibt an, um wie

viele Prozentpunkte der Prim�rsaldo in Rela-

tion zum BIP in jedem zuk�nftigen Jahr

h�her ausfallen muss, um die Tragf�higkeit

der Staatsfinanzen sicherzustellen. Selbst wenn

die vergleichsweise g�nstigen Ausgangswerte

von 2008 zugrunde gelegt werden, besteht

f�r Deutschland demnach ein anhaltender

Konsolidierungsbedarf von etwa 3% des BIP.

Die strukturelle Haushaltsposition im Jahr

2008 w�rde ohne den alterungsbedingten

Ausgabenanstieg zwar ausreichen, um die

Schuldenquote zu senken. Sie reicht aber

nicht aus, um die demographisch bedingten

Belastungen aufzufangen. Wenn anstelle der

Werte von 2008 die von der Europ�ischen

Kommission f�r 2010 prognostizierte struktu-

relle Defizitquote und Schuldenquote als

Startpunkt gew�hlt w�rden, l�ge der Konsoli-

dierungsbedarf etwa doppelt so hoch.

Handlungsoptionen

Dass absehbare demographische Ver�nde-

rungen finanzpolitische Anpassungen erfor-

dern, r�ckte im Verlauf der letzten beiden

Jahrzehnte nicht zuletzt im Zusammenhang

mit der Ver�ffentlichung mittel- und langfris-

tiger Vorausberechnungen verst�rkt in den

Fokus der �ffentlichen Diskussion, und es

wurden bereits verschiedene Reformen be-

schlossen. Um den weiterhin vorhandenen

Herausforderungen Rechnung zu tragen, bie-

ten sich drei Ansatzpunkte an: Eine direkte

Begrenzung der altersabh�ngigen Ausgaben,

eine Verbesserung der Wachstums- und Be-

sch�ftigungsperspektiven sowie eine voraus-

schauende und zeitnahe Konsolidierung der

�ffentlichen Haushalte.

14 Dieser Indikator wird regelm�ßig von der Europ�i-
schen Kommission berechnet (vgl. European Commis-
sion, Public finances in EMU – 2008, European Economy
und fr�here Jahrg�nge sowie European Commission, The
long-term sustainability of public finances in the Euro-
pean Union, European Economy 4/2006). Die im Folgen-
den dargestellten Ergebnisse ber�cksichtigen bereits die
j�ngsten Ergebnisse der AWG, wobei sich die Berechnun-
gen methodisch leicht von denjenigen der Kommission
unterscheiden.
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Begrenzung des Anstiegs der

altersabh�ngigen Ausgaben

Eine unmittelbare Entlastung k�nftiger Steuer-

und Beitragszahler kann erreicht werden,

wenn es gelingt, die altersabh�ngigen Ausga-

ben durchweg langsamer steigen zu lassen.

Diese Zielsetzung lag insbesondere den j�ngs-

ten Reformen der staatlichen Alterssicherung

zugrunde. So sollen die Modifizierungen der

Rentenanpassungsformel bewirken, dass der

Anstieg der Renten hinter dem der beitrags-

pflichtigen Entgelte zur�ckbleibt und somit

das relative Rentenniveau sinkt. Zudem wird

das gesetzliche Rentenalter schrittweise an-

gehoben. Beide Maßnahmen sollen auch den

Ausgabenanstieg bei der Beamtenversorgung

begrenzen.

Trotz des fortbestehenden finanziellen Drucks

aus der demographischen Entwicklung sind

derzeit Bestrebungen zu beobachten, die be-

schlossenen Leistungseinschr�nkungen wie-

der r�ckg�ngig zu machen. So wurden die

D�mpfungswirkung der Riester-Treppe um

zwei Jahre verschoben und j�ngst Rentenk�r-

zungen durch eine Ausweitung der Schutz-

klausel auch dann ausgeschlossen, wenn die

Arbeitsentgelte der Beitragszahler im Durch-

schnitt sinken. Sollten die ausgefallenen

D�mpfungsmaßnahmen nicht – wie gesetz-

lich vorgesehen – nachgeholt werden, w�ren

damit dauerhafte Mehrausgaben verbunden,

die in den AWG-Vorausberechnungen nicht

ber�cksichtigt sind.

Die Anhebung des gesetzlichen Rentenalters

ist angesichts der steigenden ferneren Lebens-

erwartung eine geeignete Maßnahme, wenn

die Rentenphase in Relation zur Erwerbs-

phase nicht stetig zunehmen soll. Ansonsten

w�re allein deshalb – auch ohne Ber�cksich-

tigung der niedrigen Geburtenrate – ein

kontinuierlicher Ausgaben- und Beitragssatz-

anstieg vorprogrammiert. Festgelegt ist bis-

lang eine Anhebung des gesetzlichen Renten-

alters auf 67 Jahre bis 2029.15) Obwohl in den

aktuellen Bev�lkerungsprognosen auch da-

nach mit einem beinahe konstanten Anstieg

der ferneren Lebenserwartung um gut einen

Monat pro Jahr gerechnet wird, ist bislang

keine weitere Erh�hung des Rentenalters vor-

gesehen. Wenn das Verh�ltnis von Ruhe-

stands- und Erwerbsphase n�herungsweise

konstant gehalten werden soll, w�re unter

den demographischen Annahmen der AWG

bis 2060 eine weitere Anhebung des gesetz-

lichen Rentenalters auf 69 Jahre notwen-

dig.16) Eine Indexierung des Renteneintrittsal-

ters an die fernere Lebenserwartung (wie z.B.

in D�nemark) k�nnte der zu erwartenden

Entwicklung grunds�tzlich Rechnung tragen

und f�r die Beteiligten eine verl�sslichere l�n-

gerfristige Perspektive schaffen.

Bei den Gesundheitsleistungen kommt der Er-

schließung von Effizienzreserven große Be-

deutung zu. Dies betrifft sowohl die Anzahl

der Leistungsanbieter als auch die Inan-

15 Beginnend im Jahr 2012 wird das gesetzliche Renten-
alter um einen Monat und ab 2024 um zwei Monate pro
Jahr angehoben. Nach 1963 Geborene k�nnen somit erst
nach Vollendung ihres 67. Lebensjahres abschlagsfrei in
Rente gehen.
16 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Perspektiven der gesetz-
lichen Rentenversicherung in Deutschland, Monatsbericht,
April 2008, S. 58 ff.
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spruchnahme von Gesundheitsleistungen.17)

Bei der Pflegeversicherung ist mit der Inflati-

onsindexierung bereits ein ged�mpfter An-

stieg der Pfleges�tze angelegt. Grunds�tzlich

wird – wie schon in der Vergangenheit – die

Frage zu beantworten sein, welche Leistun-

gen von der Versichertengemeinschaft (bzw.

gegebenenfalls erg�nzend durch die Steuer-

zahler) finanziert werden sollen und k�nnen.

Die mit Ausgabenbegrenzungen gegebenen-

falls verbundenen Leistungseinschr�nkungen

im Bereich der sozialen Sicherungssysteme

k�nnen prinzipiell durch private Vorsorge aus-

geglichen werden. Dies betrifft sowohl eine

ersetzende private oder betriebliche Alters-

vorsorge als auch h�here Eigenbeteiligungen

�ber Direktzahlungen oder Zusatzversiche-

rungen im Gesundheits- und Pflegebereich.

Den staatlichen Minderausgaben stehen

dann allerdings h�here Ausgaben f�r bed�rf-

tigkeitsgepr�fte Leistungen gegen�ber. Eine

insgesamt schw�cher steigende Quote der

altersabh�ngigen Ausgaben spiegelt zwar

eine geringere Belastung mit staatlichen Ab-

gaben wider. Dem k�nnen jedoch h�here

Ausgaben auf individueller Ebene gegen�ber-

stehen. Dies bietet allerdings auch die Chance,

Fehlversorgungen zu verringern.

Erh�hung des Wachstums- und

Besch�ftigungspotenzials

Ein geringerer Anteil der Erwerbst�tigen an

der Gesamtbev�lkerung bedeutet f�r sich

genommen, dass sich die Finanzierung der

bestehenden Transferleistungen auf weniger

Personen verteilt und die individuelle Abga-

benlast steigt. F�r Deutschland wird bis 2060

ein deutlich st�rkerer R�ckgang des Anteils

der Personen im Erwerbsalter als im Durch-

schnitt des Euro-Raums erwartet (um rd.

– 30% gegen�ber etwa – 15%). Unterschied-

liche demographische Entwicklungen erkl�-

ren sich dabei nicht zuletzt aus Unterschieden

bei der Geburtenrate und der Migration. Die

diesbez�glichen, teilweise auch politisch fest-

zulegenden Rahmenbedingungen (z.B. im Hin-

blick auf die Ausgestaltung des Steuer- und

Transfersystems oder die Bedingungen f�r die

Zuwanderung) sind insofern auch relevant f�r

die k�nftige Entwicklung.

Bei einer gegebenen demographischen Ent-

wicklung gibt es verschiedene Ansatzpunkte,

das Absinken der Erwerbspersonenzahl zu

bremsen. Dazu geh�rt zum einen, die Phase

der Erwerbst�tigkeit zu verl�ngern. Neben

der bereits zuvor diskutierten Erh�hung des

Renteneintrittsalters w�rde auch die Verk�r-

zung der Ausbildungszeiten dazu einen Bei-

trag leisten. Bei Letzterem ist allerdings zu be-

r�cksichtigen, dass dies unerw�nschte R�ck-

wirkungen auf die Produktivit�t haben k�nnte.

Im �brigen w�rden die Rentenfinanzen lang-

fristig aufgrund der dann h�heren Anspr�che

nicht entlastet.

17 Auch wenn internationale Vergleiche mit Vorsicht zu
interpretieren sind, deuten verschiedene Kennzahlen auf
einen relativ hohen Versorgungsstand in Deutschland
hin. Die Anzahl der Krankenhausbetten je 100 000 Ein-
wohner lag 2004 in Deutschland bei 858. Im Durch-
schnitt der nach dem 1. Mai 2004 25 EU-Mitgliedstaaten
lag dieser Wert bei lediglich 590. Die Anzahl der Haus-
arzt- bzw. Facharztkontakte lag 2004 in Deutschland bei
4,3 bzw. 4,8 je Einwohner. Im Durchschnitt der vor der
Erweiterung 15 Mitgliedstaaten der EU lagen diese Werte
bei 3,8 bzw. 2,6. Vgl.: M. Schneider u.a., Indikatoren der
OMK im Gesundheitswesen und der Langzeitpflege, Gut-
achten f�r das Bundesministerium f�r Gesundheit, Kemp-
ten 2007.
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Zum anderen erg�be sich auch eine Entlas-

tung, wenn die Erwerbsbeteiligung, die in

Deutschland derzeit bei 76% liegt, steigen

w�rde.18) Nicht zuletzt eine h�here Erwerbs-

beteiligung von Personen im Alter zwischen

55 und 64 Jahren k�nnte den R�ckgang des

Arbeitskr�ftepotenzials d�mpfen. Der AWG-

Bericht geht hier f�r Deutschland bis 2060

allerdings bereits von einem Anstieg um

16 Prozentpunkte auf 74% aus. Deutschland

w�rde damit (nach Schweden und praktisch

gleichauf mit Spanien) in der EU eine der

h�chsten Erwerbsbeteiligungen bei den �lte-

ren aufweisen. Weiter wird es wichtig sein,

insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit k�nftig

wirksam zu begrenzen und allgemein die Be-

sch�ftigungsanreize des Abgaben- und Trans-

fersystems zu erh�hen. Fr�hverrentungspro-

gramme stehen den Bestrebungen, das Pro-

duktionspotenzial zu st�tzen, klar entgegen.

Auch eine h�here Arbeitsproduktivit�t kann

die Relation von BIP- und Ausgabenentwick-

lung positiv beeinflussen und somit dazu bei-

tragen, die demographiebedingten Belastun-

gen zu d�mpfen. Im AWG-Bericht wird f�r

Deutschland – wie f�r den Euro-Raum insge-

samt – bis 2060 ein durchschnittliches Wachs-

tum der Arbeitsproduktivit�t von 1,7% pro

Jahr unterstellt, was zu etwa zwei Dritteln auf

eine gesteigerte Arbeitseffizienz und zu etwa

einem Drittel auf eine h�here Kapitalausstat-

tung zur�ckgef�hrt wird. Dies erscheint auch

mit Blick auf die j�ngere Vergangenheit eher

optimistisch, und es d�rften wirtschafts- und

finanzpolitische Reformen erforderlich sein,

um eine solche deutliche Steigerung zu errei-

chen. Vor allem angemessene Rahmenbedin-

gungen, einschließlich einer funktionsf�higen

Wettbewerbsordnung und eines weniger ver-

zerrend wirkenden Abgaben- und Transfer-

systems, k�nnen zum Wachstum von Sach-

und Humankapital beitragen. Eine wesent-

liche Rolle spielt zudem ein effizientes Bil-

dungssystem – auch im Hinblick auf Personen

mit Migrationshintergrund. Insgesamt sind

die entlastenden Effekte einer h�heren Arbeits-

produktivit�t auf die Ausgabenquote auf-

grund der weitgehenden Lohnindexierung der

Alterseinkommen aber begrenzt.

Fr�hzeitige Konsolidierung der

�ffentlichen Haushalte

Mit einer relativ z�gigen und umfassenden

Haushaltskonsolidierung k�nnte die Schul-

denquote gesenkt werden, und die Zinsaus-

gaben in Relation zum BIP w�rden tendenziell

zur�ckgehen. Der dadurch entstehende Haus-

haltsspielraum kann einen Teil des demogra-

phisch bedingten Ausgabenanstiegs auffan-

gen. Diesem Aspekt wird prinzipiell auch im

europ�ischen Stabilit�ts- und Wachstumspakt

Rechnung getragen. So sollen die mittelfris-

tigen Haushaltsziele unter anderem die lang-

fristige Tragf�higkeit sicherstellen. Im Rahmen

der Aktualisierung der Stabilit�ts- und Kon-

vergenzprogramme sollen die Mitgliedstaaten

Ende 2009 erstmals zus�tzlich explizit die

Kosten der Alterung der Bev�lkerung ber�ck-

sichtigen, wenn sie ihre mittelfristigen Haus-

haltsziele festlegen. Die genaue Umsetzung

ist allerdings noch umstritten. Wichtig w�re

es, nicht nur einen geringen Teil des demo-

graphisch bedingten Ausgabenanstiegs ein-

zubeziehen, da die neuen mittelfristigen Haus-

18 W�hrend die Erwerbsbeteiligung der M�nner bei
82% liegt, betr�gt sie bei Frauen rd. 70%.
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haltsziele dann kaum ehrgeiziger als die bis-

herigen ausfielen und die diesbez�glichen

�nderungen der Mittelfristziele weitgehend

ins Leere liefen.

Auf nationaler Ebene wurden j�ngst neue

Schuldenregeln in die Verfassung aufgenom-

men, die nach einer �bergangszeit f�r die

L�nder kein und f�r den Bund nur noch ein

sehr begrenztes strukturelles Haushaltsdefizit

zulassen. W�rde Deutschland im Einklang mit

dieser Regel bis zur Mitte des n�chsten Jahr-

zehnts einen Haushaltsausgleich erreichen, so

w�rde die Schuldenquote in den nachfolgen-

den Jahren kontinuierlich sinken. Die sich da-

raus ergebenden Zinsersparnisse w�rden (bei

unver�nderten Quoten der Einnahmen und

der �brigen Ausgaben) bis etwa 2025 ausrei-

chen, um den bis dahin erwarteten Anstieg

der altersabh�ngigen Ausgaben um einen

Prozentpunkt gegen�ber 2016 aufzufan-

gen.19) F�r den weitaus gr�ßeren Anstieg der

altersabh�ngigen Ausgaben, der in die Zeit

nach 2025 f�llt, w�rde aber auch dann ein

Finanzierungskonzept fehlen. Solange keine

Reformen verabschiedet sind, die den Ausga-

benanstieg st�rker begrenzen, oder die Belas-

tungen nicht �ber h�heres Wachstum und

steigende Besch�ftigung abgemildert wer-

den, w�ren aus diesem Blickwinkel deutliche

strukturelle �bersch�sse im deutschen Staats-

haushalt erforderlich, wenn weitere Anpas-

sungen in der Zukunft vermieden werden sol-

len. Dies gilt zumindest f�r die Jahre, in

denen die demographischen Belastungen

Berichte zur langfristigen Entwicklung
der �ffentlichen Finanzen

Neben den AWG-Berichten, den Tragf�higkeits-
berichten der Europ�ischen Kommission und ge-
legentlichen Analysen mit Hilfe der Generatio-
nenbilanzierung ver�ffentlicht beispielsweise
auch das Bundesministerium der Finanzen ein-
mal pro Legislaturperiode einen Bericht zur Trag-
f�higkeit der �ffentlichen Finanzen. Der Zeitho-
rizont dieser Berechnungen reicht gegenw�rtig
bis zum Jahr 2050. Die Bundesregierung erstellt
zudem im vierj�hrigen Turnus einen Versor-
gungsbericht mit ebenfalls bis 2050 reichenden
Vorausberechnungen zur Belastung der �ffent-
lichen Haushalte durch die Versorgungsaufwen-
dungen f�r die im �ffentlichen Dienst Besch�f-
tigten. Im vierten Versorgungsbericht vom April
2009 wird allerdings nur noch auf die dem Rege-
lungsbereich des Bundesrechts unterliegenden
Bediensteten Bezug genommen. Damit bleiben
die besonders dr�ngenden zuk�nftigen Haus-
haltsprobleme der L�nder außer Acht.

Dar�ber hinaus legt die Bundesregierung einmal
pro Legislaturperiode einen Alterssicherungsbe-
richt vor, in dem die aktuelle und k�nftige Ein-
kommenssituation im Alter und die Bedeutung
der verschiedenen Alterssicherungssysteme dar-
gestellt werden. In den Vorausberechnungen,
die bis zum Rentenzugang des Jahres 2030
reichen, wird neben den Leistungen der Renten-
versicherung auch die staatlich gef�rderte Alters-
vorsorge einbezogen.

Einmal pro Jahr wird der Rentenversicherungsbe-
richt der Bundesregierung aktualisiert. Darin fin-
den sich detaillierte Vorausberechnungen f�r die
gesetzliche Rentenversicherung, die allerdings
lediglich einen Zeitraum von 15 Jahren umfas-
sen. Im Rentenversicherungsbericht 2008 reich-
ten sie bis zum Jahr 2022 und umschlossen damit
insbesondere das Jahr 2020, bis zu dem der Bei-
tragssatz nicht �ber 20% steigen und das Siche-
rungsniveau vor Steuern, aber nach Abzug der
Sozialbeitr�ge nicht unter 46% sinken soll. Da
die Bew�ltigung der langfristigen Finanzierungs-
probleme durch m�glichst fr�hzeitiges Gegen-
steuern erleichtert werden kann, w�ren – unter
Beachtung der damit verbundenen h�heren
Unsicherheiten – l�ngerfristigere Vorausberech-
nungen sinnvoll, die auch �ber das in den
Gesetzentw�rfen im Zusammenhang mit den
letzten Rentenreformen verwendete Endjahr
2030 hinausgehen sollten.

Deutsche Bundesbank

19 Diesen Berechnungen liegen die auf S. 41 beschriebe-
nen Annahmen zugrunde. Dabei wurden die von der
Europ�ischen Kommission in der Projektion vom Fr�hjahr
2009 f�r 2010 prognostizierten Werte als Ausgangs-
punkt genommen.

Fr�hzeitige
Konsolidierung
vorteilhaft



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
Juli 2009Stand: 17. Juli 2009

47

noch vergleichsweise gering sein werden. Da-

bei k�nnen die �bersch�sse umso geringer

ausfallen, je fr�her konsolidiert wird, weil die

Zinsersparnisse dann �ber einen l�ngeren

Zeitraum anfallen. Eine fr�hzeitige Konsoli-

dierung w�rde außerdem tendenziell zu einer

intergenerativ gleichm�ßigeren Lastverteilung

f�hren.20)

Schlussbemerkungen

Die Staatsfinanzen werden derzeit durch die

außergew�hnliche Finanz- und Wirtschafts-

krise stark in Anspruch genommen. Ange-

sichts der Schwere der Rezession ergeben

sich teilweise automatisch betr�chtlich h�he-

re �ffentliche Defizite. Die auch strukturell

verschlechterte Haushaltsposition, die sich

nicht zuletzt in kr�ftig steigenden Schulden

ausdr�ckt, schr�nkt k�nftige Haushaltsspiel-

r�ume ein. Hinzu kommen die absehbaren

Mehrbelastungen der �ffentlichen Finanzen

aus der demographischen Entwicklung. Ak-

tuelle Berechnungen weisen auch bei Um-

setzung der bereits beschlossenen Reformen

einen erheblichen Anstieg der altersabh�n-

gigen Staatsausgaben aus. Die gegenw�rtige

Verschlechterung der strukturellen Lage der

�ffentlichen Haushalte erschwert es vor die-

sem Hintergrund merklich, eine solide fiska-

lische Ausgangsposition zu erreichen, bevor

sich die demographischen Belastungen ver-

st�rkt im Staatshaushalt niederschlagen. Im

Hinblick auf die Belastung k�nftiger Gene-

rationen kommt es darauf an, deutliche und

anhaltende Konsolidierungsfortschritte zu

erzielen, sobald sich die Wirtschaftsentwick-

lung stabilisiert. Die kommenden Jahre mit

einer noch vergleichsweise g�nstigen demo-

graphischen Entwicklung bieten die Chance,

die begonnenen Reformen in der Alters-

sicherung umzusetzen und perspektivisch

auszubauen. Ein besonderes Augenmerk

wird auch auf den Gesundheitsbereich zu

richten sein.

20 Vgl.: F. Balassone, J. Cunha, G. Langenus, B. Manzke,
J. Pavot, D. Prammer und P. Tommasino, Fiscal sustain-
ability and policy implications for the euro area, ECB
Working Paper No 994, Januar 2009.
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